
318

Abstract  Menschenfeindliche und rassistische Äußerungen 
(Hate Speech) gegenüber religiösen und ethnischen Gruppen im 
Internet haben sich weltweit massiv ausgebreitet. Das Internet ist 
weniger ein Ort der multikulturellen Begegnung als des aggressiven 
Kulturkampfes mit weitreichenden Folgen für gesellschaftliches 
Handeln von der Diskriminierung bis zur fremdenfeindlichen Gewalt. 
Der vorliegende Beitrag beschäftigt sich in konzentrierter Form mit 
unterschiedlichen  politikwissenschaftlichen, soziologischen und 
kommunikationswissenschaftlichen Erklärungsversuchen für die Ur-
sachen der Hasskommunikation. Abgerundet wird der Beitrag durch 
eine Reflexion über ethische und co-regulative Maßnahmen in einer 
wehrhaften liberalen Demokratie.  

In den letzten Jahren haben sich die Grenzen der Zivili-
tät im Internet und in den Sozialen Medien verschoben.1  
Menschenfeindliche und rassistische Äußerungen (Hate 

Speech) gegenüber religiösen und ethnischen Gruppen haben 
sich weltweit ausgebreitet  (vgl. Margolis/Moreno-Riaño 2009). 
Das Simon Wiesenthal Center zählt 20 000  problematische 
Websites und Foren Sozialer Medien. Seit 2009 ist es zu einer 
geschätzten Verdreifachung von Hate Speech-Aktivitäten im 
Internet gekommen (vgl. Carlson 2016). Digitale Netze haben 

1	 Der Aufsatz basiert auf einem Vortrag beim Krupp Reimers Forschungskol-
loquium II „Identität und Hass“, Werner Reimers Stiftung, Bad Homburg, 
30. September 2016.
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also nicht nur positive Effekte einer verbesserten Interaktion 
und Mobilisierung der Zivilgesellschaft. Vorurteile, die bislang 
gesellschaftlich halbwegs tabuisiert und allenfalls das Vorrecht 
der „Stammtische“ gewesen sind, dringen nun in die breite Öf-
fentlichkeit vor. Die Isolationsfurcht, sich mit rassistischen Äu-
ßerungen ins soziale Abseits zu begeben, weicht der beschleu-
nigten Renaissance einer salonfähigen Fremdenfeindlichkeit. 

Nicht nur die Quantität, sondern auch die Qualität der 
Hasskommunikation hat sich verändert. Sie findet nicht mehr 
nur in öffentlichen Foren statt, sondern wird gezielt an Privat-
personen versendet. Der Sprachterror erreicht neue Dimensio-
nen, indem die Trennung zwischen Privatheit und Öffentlich-
keit abgeschafft wird. Der Übergang zwischen 
artikuliertem Vorurteil, Diskriminierung 
und fremdenfeindlicher Gewalt ist zudem 
fließend. Die Zahl rassistischer Gewaltakte 
ist sprunghaft gestiegen, und während das 
Internet hierfür keine Alleinverantwortung 
trägt, haben viele Attentäter – gleich ob Islamisten oder anti-
muslimische Rassisten – vor ihren Taten intensive Berührungen 
mit populistischen oder extremistischen Websites und Foren. 
Studien zu Jugendlichen zeigen, dass wenn Hasskommunikati-
on im Internet auf den fruchtbaren Boden bestimmter Einstel-
lungen und Lebenskontexte fällt, Radikalisierung beschleunigt 
werden kann (vgl. Knipping-Sorokin/Stumpf/Koch, S. 27-31).

Hegemoniale kulturalistische Scheindialoge bis hin zu völ-
kischen und biologistischen Anschauungen werden heute auf 
Internetplattformen geäußert, deren Reichweite sich über den 
rechten Rand hinaus bis in die Mitte der Gesellschaft erstrecken. 
Gerade in Kombination mit dem organisierten Rechtspopulis-
mus (AfD, Pegida usw.) wird der nach dem Zweiten Weltkrieg er-
zielte liberal-demokratische Grundkonsens der Bundesrepublik 
Deutschland, Europas wie auch der Vereinigten Staaten – ein-
schließlich der Modernisierung des deutschen Konservatismus 
in jüngeren Jahren – herausgefordert. 

Die in der Literatur auch als „Cheap Talk“-Effekte bezeich-
neten Phänomene der Hasskommunikation (Chadwick 2006, S. 
121) entstehen durch die Verringerung von Interaktionskosten, 
die Anonymisierung und den Abbau von Gatekeeping-Mecha-
nismen im Vergleich zu den klassischen Massenmedien. Den-
noch scheint die Frage, warum Gesellschaften in Zeiten moder-
ner Kommunikationstechnologien hasserfüllter miteinander 
umgehen als zuvor, noch nicht hinreichend geklärt. Die Zusam-
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menführung alter und die Entstehung neuer Kommunikations-
weisen im Netz macht eine Betrachtung des Phänomens aus un-
terschiedlichen wissenschaftlichen Blickwinkeln erforderlich. 
Enttabuisierung ist nicht nur die Folge der Umtriebe politischer 
Parteien und Bewegungen, sondern sie ist auch ein soziologisch 
beschreibbares Gemeinschaftsproblem der Moderne, das sich 
digital neu stellt. Kommunikationswissenschaftlich schließlich 
ergeben sich aus der kulturellen Fernwahrnehmung der Medien 
und der technischen Entgrenzung interpersonaler Kommunika-
tion gravierende Interaktionsstörungen, die als kommunikative 
Pathologien an den Grenzen zwischen Systemen und Lebens-
welten beschreibbar sind.

Der anti-tabuistische Gestus, der allerorten sichtbar wird, 
wendet sich am Ende gegen sich selbst. Wer ethnische und religi-
öse Demarkationen wieder zur Grundlage der politischen Ord-
nung machen will, der zerstört das Fundament der Menschen-
rechte und der Meinungsfreiheit. Die Betreiber von Hassportalen 
berufen sich auf die Legalität ihres Handelns, da auch Vorurteile 
gegen Gruppen, solange diese nicht gegen lebende Individuen 
gerichtet seien, unter dem Schutz der Meinungsfreiheit stün-
den. Deklarationen wie die der Europäischen Kommission gegen 
Hate Speech (vgl. ECRI 2016, S. 16) wären demnach nicht just-
ziabel. Dies ist allerdings eine fehlerhafte Annahme, denn die 
liberale Demokratie ist weder rechtlich noch ethisch wehrlos ge-
gen intolerante Sprechakte, die den sozialen Frieden stören. Die 
Gesellschaft ist nicht gezwungen, Rassismus für salonfähig zu 
erklären. Meinungsfreiheit muss nicht schrankenlos sein, und 
Staat, Institutionen, Unternehmen und Zivilgesellschaft bieten 
sich eine Reihe von Möglichkeiten der Co-Regulation eines Net-
zes, das aus dem Ruder zu laufen droht.

Ursachen 1:  
Politikwissenschaftliche Perspektiven
Beim Aufkommen des massenhaften Internets in den 1990er 
Jahren galt das Internet als Chance für einen Neustart der de-
liberativen Demokratie. In dieser post-modernen „Post-Demo-
kratie“ (vgl. Crouch 2004) sollte eine öffentliche Partizipation 
der bis dahin marginalisierten Teile der Gesellschaft möglich 
werden (vgl. Laclau/Mouffe 2001), bis hin zur Abhaltung plebis-
zitärer Wahlen über das Netz. Diese Korrekturbewegung galt als 
Gegengewicht zur „Kolonialisierung“ der Lebenswelten durch 
Massenmedien (vgl. Habermas 1995), als Grundlage für eine 
echte dialogische Öffentlichkeit, vielleicht sogar als Einlösung 
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der Versprechen einer Basisdemokratie mit zivilgesellschaftli-
cher Beteiligung auch jenseits der organisierten Sozialsysteme 
(Parteien, Institutionen, Massenmedien).

Dabei sind die Erträge des Internets für die politische Öf-
fentlichkeit unklar geblieben. Weder kann der Gewinn des Inter-
nets für die repräsentative Demokratie präzise benannt werden, 
Phänomene wie „twitternde Politiker“ bleiben beispielsweise 
ambivalent, noch ist bis heute ein Zuwachs an zivilgesellschaft-
licher Partizipation durch Cyberproteste er-
kennbar, der nicht mit einer nachlassenden 
Attraktivität von Gewerkschaften und Par-
teien gerade bei Jugendlichen erkauft würde. 
Eindrucksvoller durch das Internet geförder-
ter Aktivismus (wie vor dem Irakkrieg 2003 
in Europa oder während des Arabischen Frühlings) hat kaum po-
litische Effekte erzielt. Von einer Cyber-Wahldemokratie kann 
zudem nicht im Ansatz die Rede sein. Eine digitale Basisdemo-
kratie wie bei der Partei „Die Piraten“ muss vorläufig als geschei-
tert betrachtet werden. 

Demgegenüber entwickeln sich rechtspopulistische Bewe-
gungen im und durch das Internet. Wir müssen erkennen, dass 
die Neuen Medien der Postmoderne auch die Wiederkehr eines 
neu-alten Populismus erleichtert haben. Die politische Mobili-
sierung ist hier eng mit den Sozialen Medien verknüpft (bspw. 
Facebook-Gruppe von Pegida oder die Website Politically In-
correct) (vgl. Nam 2017; Schiffer 2010). Eine digitale Versamm-
lungsöffentlichkeit ist entstanden, die Fremdenfeindlichkeit 
wieder enttabuisiert. 

Natürlich kann man einwenden, dass wir demoskopisch 
schon seit Jahrzehnten wissen, dass etwa die Hälfte der deut-
schen Bevölkerung den Islam ablehnt und die Lerneffekte der 
Bekämpfung des Antisemitismus sich eben nie dämpfend auf 
andere Bereiche der Fremdenfeindlichkeit wie die Islamopho-
bie ausgewirkt haben. Das Internet macht lediglich sichtbar, 
was ohnehin in der politischen Kultur angelegt gewesen ist (vgl. 
Hafez/Schmidt 2015). Zudem ist richtig, dass die klassischen 
Massenmedien durch stereotypen Journalismus eine Mitver-
antwortung für das Wiederaufleben des Rassismus tragen (s. u.). 
Dennoch setzt sich im Internet nicht einfach eine reaktionäre 
schweigende Mehrheit durch, sondern hyperaktive neu-rechte 
Meinungsführer agitieren. Die Zahl der islamophoben Blogs 
übersteigt die der islamophilen Blogs in Deutschland um ein 
Vielfaches (vgl. Engelmann et al. 2010, S. 121 ff.). Wenn das 
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Internet die Demokratie stärkt, dann sicher nicht die liberale 
Demokratie, sondern bestenfalls die hegemoniale Demokratie 
rechtspopulistischer Couleur.

Ursachen 2: Kultursoziologische Perspektiven
Kultursoziologisch gesehen schweigt die Mehrheit allerdings 
auch, weil sie fremdenfeindliche Einstellungen der politischen 
Rechten zumindest in ihrer stereotypen Substanz teilt, auch 
wenn sie selbst in der Regel vor diskriminierenden Sprechak-
ten, Gewalttaten oder der politischen Konsequenz einer Wahl 
rechtspopulistischer Parteien zurückschreckt. Wer fragt, woher 
der Hass im Internet kommt, der kommt an der Tatsache nicht 
vorbei, dass dieser keineswegs ausschließlich von rechten Mei-
nungsführern fabriziert wird. Eine eher duldende, nicht wirk-
lich anerkennende Form der Toleranz (vgl. Forst 2006) ist insbe-
sondere mit Blick auf die islamische Welt, Afrika und Asien ein 
Kennzeichen unserer nach wie vor eurozentrischen westlichen 

Aufklärung. Während in Deutschland die 
Bekämpfung des Rassismus nach dem Holo-
caust mit Blick auf den Antisemitismus gro-
ße Erfolge erzielt hat, ist dies im Bereich der 
Islamfeindlichkeit nicht der Fall. Die Gleich-
stellung des Islams in Deutschland in Schule, 

Wissenschaft und Öffentlichkeit schreitet nur zögerlich voran 
(vgl. Hafez 2013). Ob der „Islam zu Deutschland gehört“, ist 
trotz der Anwesenheit von mehr als vier Millionen Muslimen in 
diesem Land eine ungeklärte Frage. Bildung ist beim Thema Is-
lamfeindlichkeit, anders als bei dem generellen Bekenntnis zum 
Rassismus, kaum ein dämpfender Faktor (vgl. Hafez/Schmidt 
2015, S. 59 ff.). Alltagskontakte wirken sich positiv aus, werden 
aber insbesondere in Zeiten des Terrorismus durch einen für 
Islamfeindlichkeit anfälligen Journalismus konterkariert (vgl. 
Schiffer 2005). Was fehlt, ist ein gesellschaftlicher Konsens ge-
gen Fremdenfeindlichkeit, der die durch den Populismus gefähr-
dete Demokratie stabilisieren könnte. 

Aber wir wollen es nicht übertreiben: Gerade in links-libe-
ralen und grünen Milieus ist die Immunität gegenüber Rassis-
mus noch am stärksten ausgeprägt (vgl. Hafez/Schmidt 2015, S. 
39 ff.). Von der Sozialdemokratie nach rechts hin haben wir es al-
lerdings mit einer Anfälligkeit für Fremdenfeindlichkeit zu tun, 
die unter anderem in der Sarrazin-Debatte zum Ausdruck kam. 
Auch auf den „Flüchtlingssommer“ 2015 folgte eine „Mitleids-
müdigkeit“ (compassion fatigue) (vgl. Hafez 2016). Humanitäre 
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Haltungen können sich sehr positiv bemerkbar machen, reagie-
ren aber auch äußerst labil auf mediale und politische Narrati-
onen (vgl. Chouliaraki 2006; Robertson 2010). Ob Flüchtlinge 
in den Medien als Täter oder Opfer, als Masse oder Individuen 
gekennzeichnet werden, bestimmt in hohem Maße, ob humani-
täre Impulse auch zum Tragen kommen. Am Ende bleibt die Ge-
sellschaft mit Blick auf Solidarität gegenüber „Fremden“ zutiefst 
gespalten. Eine stabile Kultur der praktizierten Liberalität und 
Solidarität gibt es nicht. 

Versteht man Kultur als eine Phänomenologie der Alltags-
kultur und nicht nur als von Eliten geprägt, dann stellt man fest: 
Die Lebenswelt ist keine unschuldige Sphäre 
der Widerständigkeit gegen Systeme. Sie ist 
dies auch. Zugleich aber weist sie zahlrei-
che beharrende Strukturen in Sprache und 
Handeln auf (vgl. Knoblauch 1995). Gibt es 
eine lebensweltliche Ordnung jenseits der 
Stereotype? Gerade in Zeiten einer nachlassenden Systembin-
dung kommt es zu neokonservativen Rückentwicklungen. Die 
Kolportage kultureller Stereotype der Weltbetrachtung sichert 
die Außengrenzen der zeitgleich stattfindenden Neu-Verge-
meinschaftungen im virtuellen Raum und ist ein Gegengift ge-
gen die mit Angst besetzte Fragmentierung von Gemeinschaft. 
Rassistische Zivilitätsverluste durch „virtuelle Kreuzritter“ 
dienen der verzweifelten Verteidigung einer Ordnung in einer 
neuen Unübersichtlichkeit der Moderne (vgl. Sparrow 2011).  
Die nationale Wir-Gruppe, eben noch fast vergessen, soll digital 
neu gestiftet werden. 

Virtuelle Gemeinschaften sind am Ende keine Gemein-
schaften (vgl. Stegebauer/Rausch 2006, S. 91), eine Verschie-
bung von der Gesellschaft zur Gemeinschaft findet also nicht 
wirklich statt. Was allerdings betrieben wird, ist ein zum Teil 
brutaler Feldzug für Surrogat-Gemeinschaften wie die „Nation“. 
Was „deutsch“ ist oder nicht ist, wird heute im Netz als Mas-
senphänomen kulturkämpferisch in einer Weise erstritten, dass 
große Medien ihre Foren wegen „Shitstorms“ schließen müssen. 
Journalist_innen, Politiker_innen und Künstler_innen wer-
den von Hasstiraden überzogen und religiöse und ethnische 
Minderheiten derart verunglimpft und sogar angegriffen, dass 
der soziale Friede gestört ist und die Bundesregierung nun ver-
schärft rechtlich gegen diese Entwicklungen vorgeht. 

Besser als die rechtliche Verfolgung wäre eine neue Ethik. 
Der Kosmopolitismus muss, will man dem Hass begegnen, zu-
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mindest ebenso zur Lebensweltstruktur werden wie der Nati-
onalismus. Wir brauchen mehr Integration nach außen, in den 
Raum der internationalen Beziehungen hinein, und weniger 
Integration und mehr Liberalität im Inneren; mehr grenzüber-
schreitende Verbindung nicht nur zwischen politischen und 
wirtschaftlichen Systemen, sondern zwischen den Menschen, 
und weniger rassistische Mikroverletzungen innerhalb unse-
rer Gesellschaft (vgl. Terkessidis 2004). In jedem Fall benötigen 
wir eine echte Globalisierung der Lebenswelten und ein Ende 
der „halben Moderne“ (vgl. Tibi 2003), die nicht nur im Orient, 
sondern auch in Europa und den USA um sich greift und bei al-
ler Wertschätzung der gemeinsamen technischen Moderne die 
Universalität der Menschenrechte infrage stellt. 

Am Ende stellt man sich die Frage, ob es eine stabile Re-
form des Kulturellen jenseits der Systeme überhaupt geben 
kann. Vergleicht man die Daten der empirischen Einstellungs-
forschung mit dem Handeln der Systeme, so entsteht bislang 
der Eindruck, dass Wirtschaft und Politik heute in manchen 
Bereichen fortschrittlicher sind als die Gesellschaften, aus de-
nen sie entspringen (vgl. Hafez 2013, S. 106 ff.). Es ist die Bun-
desregierung, die die Deutsche Islamkonferenz eingeführt hat, 
den Islamunterricht an Schulen und eine bisweilen erstaunlich 
liberale Flüchtlingspolitik praktiziert. Allerdings sind die Syste-
me auch utilitaristisch genug, den Nationalismus ideologisch zu 
bedienen. Gerade der Umgang der Politik mit den Lebenswelten 
erscheint oft heterogen, zynisch, mal global, mal national, teils 
liberal, dann wieder geradezu chauvinistisch. Das Nationale 
wird funktional bedient und am Ende wundert sich die Politik, 
wenn europäische und kosmopolitische Werte wenig tragfähig 
sind und, wie im Fall des Brexit, sogar die EU gefährden. Die 
immer stärkere Betonung des Lokalen bedroht kosmopolitische 
Werte und damit auch den Konsens der liberalen Demokratie.

Ursachen 3: Kommunikationswissen- 
schaftliche Perspektiven
Die verbreitete kulturpessimistische Klage über den Kulturver-
lust durch Neue Medien (vgl. Bugeja 2005) setzt an der falschen 
Stelle an, denn das Netz ist seinem Wesen nach konservativ. 
Nicht nur ist bislang nicht nachweisbar, dass etwa mobile Kom-
munikation reale Gemeinschaften zerstört. Im Gegenteil, Neue 
Medien schaffen neue Gemeinschaftlichkeit, wie auch immer 
beschränkt man diese definieren mag. Zugleich aber hat die 
kommunikative Wende des Netzes die Lebenswelten – zumin-
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dest was die Frage des Rassismus angeht – hegemonialer werden 
lassen. Das Internet hat den Rassismus scheinbar viel eindeu-
tiger begünstigt als den Multikulturalismus. Die inflationäre 
Ausbreitung von religiös oder ethnisch gefärbter Hate Speech 
ist besorgniserregend. Was also läuft falsch bei der kommunika-
tiven Konstruktion der Lebenswelt im Internet?

Einige der Vordenker des Internets sind mittlerweile zu 
dessen Kritikern geworden. Unter anderem werden Zweifel an 
der Theoriefähigkeit von Schwarmintelligenz angemeldet. In 
spezifischen Interessengemeinschaften wie Wikipedia kann 
zwar einfaches faktisches Wissen relativ erfolgreich abgebildet 
werden. Die Fähigkeit zur rationalen Delibe-
ration in anonymen Großgruppen ist aller-
dings beschränkt. Die im Internet präsen-
tierten Kommunikate, sofern sie nicht auf 
die Arbeit von organisierten Sozialsystemen 
(Wissenschaft usw.) basieren, reproduzieren 
vielfach eher vorhandene Strukturen als sie innovativ zu erwei-
tern. Das Genie des Internets liegt in der globalen Verfügbarkeit 
von (Teilen des) Weltwissen(s), nicht aber in den online stattfin-
denden Dialogen, deren Rationalität von der Wissenschaft viel-
fach in Zweifel gezogen wird. Studien aus zahlreichen Ländern 
stimmen überein, dass Onlinediskurse der Zivilgesellschaft oft 
Qualitätsdefizite aufweisen, sich auf eine geringe Anzahl von 
Themen konzentrieren und wenig dialog- und kompromissori-
entiert sind.2  Die Inflation rassistischer Meinungsäußerungen 
im Netz ist also nicht nur auf politische Akteure und beharrende 
kulturelle Strukturen zurückzuführen, sondern hat auch mit ei-
ner inhärenten Problematik des Netzes im Bereich des Dialogs 
in Großgruppen zu tun.

Geht man auf Vilém Flussers grundlegende Unterschei-
dung zwischen einem Dialog als rational-interaktivem Bot-
schaftsaustausch zwischen mehreren Kommunikatoren und 
dem Diskurs als lose vernetzte Sammlung von Monologen zu-
rück, dann ist das Internet außerhalb kleiner spezialisierter 
Interessenforen, die meist nur halböffentlich sind, eher im Be-
reich der Diskurse als der Dialoge zu verorten. Es gehört zu den 
Mythen des Internetzeitalters, dass das Netz den öffentlichen 
Dialog vorantreibe. Selbst hoch motivierte soziale Bewegungen, 
so weiß man heute, sind allenfalls zu einer „dünnen Ideologisie-

2	 Vgl. die Literaturübersicht bei Stromer-Galley/Wichowski (2013).

Hass im Internet

Studien aus zahlreichen Ländern 
stimmen überein, dass Onlinediskurse 

der Zivilgesellschaft oft  
Qualitätsdefizite aufweisen.
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rung“ in der Lage (vgl. Bennett 2003, S. 153 ff.). Die Gesellschaft 
ist kaum zu einem Dialog mit sich selbst fähig. Je größer die An-
zahl der Gesprächsteilnehmer, umso weniger Interaktion findet 
statt. Da der Internetdiskurs eben kein Dialog ist, hat sich an 
den großen Erzählungen der kulturellen Reinheit und den Pro-
blemen der interkulturellen Beziehungen auch wenig geändert. 
Das Internet ist in seiner Gesamtheit zu einer solchen radikalen 
Kommunikationswende von der diskursiven Beobachtung zum 
interaktiven Dialog auch nicht in der Lage. Es begünstigt viel-
mehr eine stete Vervielfältigung von Monologen.

Eine heikle Frage in diesem Zusammenhang ist die der An-
onymität im Netz. Kommunikative Enthemmung entsteht nicht 
zuletzt vor dem Hintergrund, dass der Absender keine sozialen 

Konsequenzen befürchten muss. Anonymi-
tät ist eine komplexe Problematik. Sie war 
kulturgeschichtlich bedeutsam, um politi-
sche Entwicklungen voranzutreiben, und sie 
dient in vielen Kontexten dem Schutz der 
Intimität. Nicht sinnvoll ist sie hingegen als 

Tarnung für kulturkämpferische Schimpfkanonaden, die ande-
re Menschen im Bereich grundlegender Menschenrechte diffa-
mieren. Aktuelle Studien zeigen eindeutig, dass ein Mangel an 
Zivilität im Netz durch Anonymität gefördert wird (vgl. Coe et 
al. 2014; Santana 2011). 

In der Weise, wie sich die Grenzen von Privatheit und Öf-
fentlichkeit im digitalen Zeitalter verschieben, muss die Tech-
nik der Anonymisierung in Frage gestellt werden. Das Loblied 
auf die Anonymität, das darauf hinweist, dass das Netz soziale 
Missstände lediglich abbilde und nicht verursache (vgl. Wolf-
gang 2016), verkennt die gewaltorientierten Wirkungspoten-
tiale des Netzes. Und warum sollen wir Dinge, die gesetzlich 
verboten sind, durch einen simplen Rollentausch nun eigentlich 
doch ausleben dürfen? Gilt das dann auch für Pädophilie und 
andere Grausamkeiten? Anonymität ist sinnvoll in autoritären 
Verhältnissen. In der Demokratie jedoch überwiegen die antiso-
zialen Konsequenzen, was die Existenzberechtigung des Rechts 
auf Anonymität in Frage stellt und persönliche Identifikation 
zum zwingenden Bestandteil der öffentlichen Diskussionsethik 
macht.

Ein weiterer Grund für fremdenfeindlichen Hass im In-
ternet ist, dass gerade bei politischen Fragen ein konsonantes 
Gruppenverhalten im Internet vorherrscht. Da das Internet ein 
Pull-Medium ist, man Inhalte also überwiegend aktiv ansteuern 

Ein Grund für Fremdenfeindlichkeit 
im Internet ist, dass gerade bei 
politischen Fragen ein konsonantes 
Gruppenverhalten vorherrscht.
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muss, sucht sich der Nutzer den Weg des geringsten Widerstan-
des und orientiert sich an Menschen mit ähnlichen Meinungen. 
Interkulturelle Beziehungen durch Neue Medien sind empirisch 
bislang kaum nachgewiesen worden. Untersuchungen haben 
hingegen gezeigt, dass im deutschen Netz nicht nur islamopho-
be Blogs deutlich stärker vertreten sind als islamophile, son-
dern dass zwischen beiden Lagern auch keinerlei (dialogischer) 
Austausch besteht (vgl. Engelmann et al. 2010). Zur natürlichen 
Schwierigkeit des Dialogs in digitalen Großgruppen kommt also 
die Neigung, ethnozentrische Gruppenstrukturen zu reprodu-
zieren. Das Internet ist damit, was die interkulturellen Bezie-
hungen angeht, eigentlich nicht nur dialogarm und wirkt durch 
Anonymisierung radikalisierend, sondern es ist auch struk-
turkonservativ. Auch im Bereich der Globalisierungsforschung 
weisen alle Zahlen darauf hin, dass wir im Internet die gleichen 
Reisen antreten wie im wahren Leben und dass auch hier neue 
interkulturelle Dialoge die Ausnahme und nicht die Regel sind. 
Das Internet verdichtet viel eher nationale Gemeinschaftsbezü-
ge als dass es Grenzen überschreitet; es ist eher lokal als global 
ausgerichtet und heizt interkulturelle Kulturkämpfe an. 

Die globale Ideologie der großen Netzbetreiber darf darü-
ber nicht hinwegtäuschen. Die Vision einer neuen Kommunika-
tionsbalance, die Menschen dazu befähigt, nicht mehr nur zu 
beobachten, sondern wieder dialogisch teilzuhaben und gerade 
in den interkulturellen Beziehungen von der Beobachtung zur 
Interaktion überzugehen (vgl. Giesecke 2002), um so neue Ge-
meinschaftlichkeit zu stiften, hat sich bislang leider nicht ein-
gelöst – im Gegenteil. Hasskommunikation in Gruppen über an-
dere Gemeinschaften und über die Grenzen der Gemeinschaft 
hinaus an andere Gemeinschaften oder Individuen ist ein rasant 
wachsendes Phänomen mit ungeahnten gesellschaftlichen Kon-
sequenzen von der Verletzung der Privatsphäre über Sprachter-
ror bis zur Aufstachelung zu Gewalt.

Ausblicke: Co-Regulierungen für  
die wehrhafte Demokratie
Mehr Kommunikation bedeutet also nicht immer weniger 
(sprachliche) Gewalt. Man wird sich von dem naiven Glauben 
verabschieden müssen, das Internet sei eine Struktur, die den 
interkulturellen Dialog ermögliche. Kommunikation verstan-
den als Diplomatie und Mediation kann durchaus Machtver-
hältnisse verändern. Das Netz ist aber ein Raum, dessen Struk-
turen bestehende hegemoniale kulturelle Machtverhältnisse 
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eher verstärkt als abbaut und zudem die Reformpotentiale eta-
blierter Sozialsysteme – ihre Spielregeln der Zivilität, der legiti-
men Kontroverse und des Tabus (vgl. Hallin 1986) – untergräbt. 
Es stellt sich die Frage, wie man mit diesen neuen Entwicklun-
gen kommunikationspolitisch umzugehen hat. Wenn aus der 
bisherigen Duldung „des Fremden“ öffentlich artikulierter Hass 
wird, dann ist eine Verschiebung zu erkennen, auf die man sehr 
unterschiedlich reagieren kann. Man kann sie ihrerseits dulden, 
nach dem Motto: Rassismus ist ein legaler Bestandteil von Mei-
nungsäußerungen. Aber ist Duldung der Nicht-Mehr-Duldung 
sinnvoll? Rassistische Äußerungen im Netz haben nachweislich 
zu nachahmenden Gewalttaten geführt. Damit ist die Grenze 
des sozialen Friedens, die unsere Gesetze als Grenze der Mei-
nungsfreiheit definieren, überschritten. Möglicherweise muss 
der Liberalismus, will er nach wie vor zum Wesen der westlichen 
Demokratie zählen, nunmehr wehrhafter werden. 

Die Frage ist allerdings: Wie? Als Königsweg der digitalen 
Ethik galt bislang der Grundsatz: „Don’t regulate, educate!“ Der 
Europäische Rat veröffentlichte bereits 2003 ein Internet Liter-
acy Handbook, und die Europäische Kommission ließ ein Jahr 
später einen Internet Action Plan folgen (vgl. Tambini et al. 

2008, S. 119). Viele europäische Länder haben 
ähnliche Initiativen eingeleitet, um über den 
Weg der Bewusstmachung und Medienkom-
petenzschulung Hasskommunikation bereits 
vor ihrer Veröffentlichung zu unterbinden. 
Hierzu wird allerdings eine neue kommuni-

kative Ethik benötigt, eine „Netiquette“, die Minimalstandards 
einer zivilen kommunikativen Ethik – und damit auch Tabus des 
Unsagbaren – klar definiert und die der Zulieferung durch ver-
schiedene Gesellschaftskräfte bedarf. Staat, Politik und Medien 
müssten einen Schulterschluss eingehen, um einen neuen anti-
rassistischen, multikulturellen Konsens zu schaffen, damit von 
vornherein weniger Hass entsteht. 

Natürlich muss eine verbesserte kommunikative Ethik als 
moralisches Handeln in den Lebenswelten selbst erlernt wer-
den. Vielleicht sollte man, wie an manchen Schulen bereits prak-
tiziert, eine Art „Führerschein“ für die Nutzung des Internets 
einrichten. Wer sich in die Öffentlichkeit begibt, muss dies un-
ter Umständen erst erlernen. Asymmetrische digitale Schrift-
kommunikation in Großgruppenkontexten verläuft nach ande-
ren Regeln und Gesetzmäßigkeiten als das mündliche Gespräch 
oder der Briefverkehr im Privatraum. Durch zeitliche und räum-

Natürlich muss eine verbesserte 
kommunikative Ethik als moralisches 
Handeln in den Lebenswelten selbst 
erlernt werden.
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liche Entgrenzungen unseres kommunikativen Handelns sind 
uns die Konsequenzen unseres Tuns nicht immer vollständig 
bewusst, und es ist dringend erforderlich, Medienkompetenz 
im Elternhaus und in der Schule zu erlernen.

Neben den primären und sekundären Sozialisationsinstan-
zen der Familie und Schule sind auch tertiäre Sozialisationsin-
stitutionen von großer Bedeutung. Die Rolle der Massenmedien 
und anderer Bildungsinstitutionen im Bereich der effektiveren 
Bekämpfung der Fremdenfeindlichkeit und Islamophobie ist 
hervorzuheben. Gerade die Medien sind Weltbildapparate, de-
ren Fähigkeit zur thematischen Setzung auch im Internetzeital-
ter ungebrochen ist. Der rechtspopulistische 
Hinweis auf die „Lügenpresse“ darf den Blick 
nicht dafür verstellen, dass die Medien eine 
erhebliche Mitverantwortung bei der Entste-
hung des Feindbildes Islam und der Flücht-
lingsmüdigkeit tragen (vgl. Hafez 2016).  
Das Phänomen Thilo Sarrazin beispielsweise ist eine massenme-
diale Erfindung. Ohne die überbordende Beachtung durch große 
Medien wäre der Autor niemals so bekannt geworden. Wenn, 
wie die heutige Rassismusforschung meint, die Sarrazin-Debat-
te der entscheidende Tabubruch war, der die Neuorganisation 
des Rechtspopulismus in Deutschland (AfD, Pegida usw.) ent-
fachte (vgl. Friedrich 2015), dann muss man die Öffentlichkeit 
als Ganzes, und nicht nur die Sozialen Netze, im Blick behalten 
(vgl. Hafez 2015). Meinungsfreiheit im Zeitalter der Boulevardi-
sierung, der Skandalisierung, der Pseudo-Expertise, Bild- und 
Nachrichtenfälschung, des Auslands-Krisenjournalismus und 
einer zur Beliebigkeit neigenden Definition von „Satire“ als 
getarnter Form des ethnischen Witzes sind Fehlentwicklun-
gen der Medien, die ihre verantwortungsethischen Grundla-
gen mehr als bisher überdenken sollten. Eine Debatte über die 
Grundlagen journalistischer Ethik im Bereich des Rassismus ist 
aber weithin nicht in Sicht. Ethische Debatten vom Verbraucher 
in der Lebenswelt zu fordern, die das System der Massenmedien 
selbst nicht führt, ist aber ein Paradox, das dringend überwun-
den werden sollte.

Wenn all dies nicht hilft, müssen allerdings staatliche Ein-
griffe der Internet-Regulierung verschärft werden. Meinungs-
verbote, die nicht direkt zu Gewalt aufrufen, führen den Staat 
zwar in ein Dilemma. Definitions- und Abgrenzungsprobleme 
dessen, was Rassismus ist, verbieten es, an eine effektive recht-
liche Umsetzung von Verboten als alleinige Lösung zu glauben. 

Eine Debatte über die  
Grundlagen journalistischer Ethik im 

Bereich des Rassismus ist  
weithin nicht in Sicht.
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Zugleich aber ist das bisherige weitgehende Versagen der ethi-
schen Selbstregulierung durch die Zivilgesellschaft der Grund 
dafür, dass eine gemeinsame Co-Regulierung im Sinne einer 
Zusammenarbeit von Staat, Unternehmen, Institutionen und 
Bürgern heute als die einzige praktikable Strategie gegen Hass-
kommunikation im Internet betrachtet werden muss. Nur wenn 
alle Kräfte einer Gesellschaft in die Bekämpfung eingebunden 
werden, besteht eine realistische Chance zur Eindämmung di-
gitaler Hate Speech (vgl. Tambini et al. 2008, S. 4 und 9). Co-Re-
gulierung wird damit zum Signum der wehrhaften Demokratie.

Natürlich ist es nicht sinnvoll, wenn Unternehmen (wie  
Facebook) eigene willkürliche Zensurregeln entwickeln, sondern 
Co-Regulierung sollte im Austausch erfolgen. Man kann den 
monologischen Ungeist des Netzes nur mit neuen Dialogen aus-
treiben. Diese sind umso wichtiger, als ethnischer und religiö-
ser Hass sich nicht nur auf einzelne Personen bezieht, sondern 

ganze Gruppen – wie Juden, Muslime usw. 
– betrifft. Die aktuell verschärften Maßnah-
men der Bundesregierung bei der Verfolgung 
von Hass im Internet setzen zwar richtiger-
weise auf die Kooperation mit Unternehmen 
wie Facebook. Sie sind allerdings noch weitge-

hend beschränkt auf persönliche Verleumdungen und Angriffe.3  
Das alte Problem, dass auch nicht-personengebundener Rassis-
mus gegen Gruppen, selbst dort, wo er nicht zur Gewalt aufruft, 
justiziabel sein kann, weil er als „Volksverhetzung“ den sozialen 
Frieden bedroht, wird dort noch nicht hinreichend erfasst. 

Es gibt in Europa zahlreiche Präzedenzfälle, wie zumin-
dest die Justiz auch dieses Problem eindämmen könnte. So-
wohl in Frankreich als auch in Deutschland wurden bereits 
empfindliche Gefängnisstrafen für digitale Hetze insbesondere 
gegen Juden verhängt (vgl. Tambini et al., S. 7 f.; Carlson 2016,  
S. 128 ff.). Der Ausweitung dieser Spruchpraxis auf andere Grup-
pen wie Muslime steht nichts im Wege. Das Internet ist gerade 
in Europa, anders als in den USA, rechtlich gesehen keineswegs 
ein rechtsfreier Raum der radikalen Meinungsfreiheit, sondern 
Sprechakte im Internet müssen sich den allgemeinen Gesetzen, 

3	 Wider den Hass auf Facebook, tagesschau.de, 14.1.2017, https://www.
tagesschau.de/inland/fakenews-regierung-103.html; Facebook markiert 
Fake News, tagesschau.de 15.1.2017, https://www.tagesschau.de/inland/
facebook-fakenews-105.html.

Kai Hafez

In Frankreich und Deutschland  
wurden bereits empfindliche 
Gefängnisstrafen für digitale Hetze 
gegenüber Juden verhängt.
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die das Recht auf Meinungsfreiheit ins Verhältnis zu anderen 
Grundrechten und zur Maßgabe des sozialen Friedens setzen, 
unterordnen.

Soll Co-Regulation als ein effektives System der Be-
kämpfung von Hassbotschaften entwickelt werden, wird man 
zwangsläufig auch über die Frage der Anonymisierung sprechen 
müssen. Anonymität ist sicher ein bedeutsamer Schutzmecha-
nismus für Menschen in Diktaturen, und in 
geschlossenen Foren mag diese Art des Rol-
lenwechsels auch in der westlichen Demokra-
tie noch immer die Funktion erfüllen, sozia-
le Rollen zu erproben und zu dynamisieren. 
Wo das Internet allerdings eine öffentliche 
Erweiterung unserer lebensweltlichen Handlungssphäre wird, 
dürfen nicht andere Gesetze herrschen als in der analogen Welt. 
Gerade in einer Zeit, in der Burka- und andere Vermummungs-
verbote verschärft werden, ist es nicht einzusehen, dass man 
hinter dem Bildschirm anonym bleiben darf. Für die wehrhafte 
Demokratie ist es heute dringend geboten, die Mythen der In-
ternetgesellschaft hinter sich zu lassen und nicht nur die Grün-
de der Hasskommunikation besser zu verstehen, sondern bei ih-
rer Bekämpfung die bestehenden Gesetze durch Co-Regulierung 
konsequenter anzuwenden und auch gesetzgeberisch neue Wege 
zu gehen.
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